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Einleitung 

Das Bedürfnis, Strafgesetzgebung auf ihre Legitimität hin zu untersuchen, 
dürfte so alt sein, wie positiviertes Strafrecht selbst. Als ein denkwürdiges Da-
tum in der Geschichte der Bemühungen um die Kriterien, die den Inhalt der 
Strafgesetze bestimmen sollten, kann der Gesetzgebungswettbewerb der Öko-
nomischen Gesellschaft zu Bern gelten,1 der 1782 mit der Preisverleihung an 
die Arbeit von Globig und Huster endete.2 Bemerkenswert an solchen histori-
schen Arbeiten ist die Klarheit und Unbefangenheit, mit der auch gegenüber der 
dritten Gewalt, also der Legislative die "richtigen" Strafgesetze und damit die 
"richtige" Gesetzgebung eingefordert wurde. 

Die damaligen Bemühungen um die Sache hier hervorzuheben, bedeutet na-
türlich keineswegs, die heute naiv wirkende Perspektive der (französichen) En-
zyklopädisten einnehmen zu wollen. Bewundernswert und insoweit auch nach-
ahmenswert erscheint aber die damals geübte Offenheit, mit der die Argumente 
vorgebracht und deren Herkunft offengelegt wurde. Die heute relativ zur dama-
ligen Zeit bestehenden Gewißheilsverluste und das Verständnis unserer moder-
nen Rechtsgesellschaft als verfassungsrechtlich bestimmt, sind geeignet, die 
"direkten" Zugänge zur Beschreibung "richtigen" Rechts und dem richtigen 
Weg zu dessen Setzung zu versperren, jedenfalls aber die Rückbesinnung auf 
Unhinterfragbares so weit als möglich herauszuzögern. 

Wie wichtig es ist, zum erschöpfenden Verständnis des Phänomens der Kri-
minalität auch den Akt der Gesetzgebung zu beobachten, hat der labeling ap-
proach gezeigt. Geht man im Sinne dieses inzwischen häufig in Vergessenheit 
geratenen Ansatzes davon aus, daß strafrechtliches Unrecht nicht etwa eine dem 
menschlichen Handeln immanente Dimension ist, so müßte sich das Interesse 
sogleich auf den Prozeß der Strafgesetzgebung richten. Hier nämlich ist der Ort, 
wo die Grundentscheidungen für unser Kriminaljustizsystem fallen, wo die 
Kriminalität gemacht oder doch zumindest ihr Gegenstand bestimmt wird. 

Und um diese Produktion strafrechtlicher Normen ist es schlecht bestellt. Es 
fällt auf, daß Gesetzgebung heute weitgehend perspektivlos als politisches Ta-
gesgeschäft betrieben und zumeist auch so verstanden wird. Man kann behaup-
ten, die Strafgesetzgebung der jüngeren Vergangenheit stecke in einer Krise und 

1 Dazu Schmidt, Abhandlung, S. 28 ff. 
2 Die preisgekrönte Schrift ist erhalten: Globig/ Huster, Criminalgesetzgebung, 1783 

[Nachdruck 1969]. Ebenfalls eingereicht wurde von Jean Paul Marat: Plan de legislation 
criminelle; dazu Lohmann, Marat. 
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sei eher dabei, sich in dieser zu etablieren, als Auswege zu suchen oder gar zu 
finden. Die Indizien dafür sind vielfältig. Auch im materiellen Strafrecht, vor 
allem im sogenannten Nebenstrafrecht ist eine Gesetzesflut bis hin zur Überre-
gulierung feststellbar. Das Kriminaljustizsystem kommt den dadurch gestellten 
Implementierungsanforderungen nicht nach, ist überlastet. Es scheint der Straf-
gesetzgebung an einer Gesamtperspektive zu fehlen. Kodifikationen sind "aus 
der Mode geraten".3 Während das 19. Jahrhundert und sogar die drei Nach-
kriegsdekaden noch von Kodifikationen oder Reformen einzelner Rechtsgebiete 
und auch des Strafrechts geprägt waren,4 herrscht heute "Instantgesetzgebung" 
vor. "Reformen", die diesen Namen verdienen, sucht man vergebens. Der Un-
terschied zu einer Zeit, in der die Gesetzgebungsinitativen unter Titeln wie 
"Artikelgesetz"5 oder "Verbrechensbekämpfungsgesetz"6 realisiert werden, ist 
augenfällig. Dabei erschöpft sich die Forderung nach einer behutsameren, re-
flektierten und perspektivischen Reform7 keineswegs in ästhetischen Bedürfnis-
sen, obwohl solche auch im Gesetzgebungsprozeß durchaus eine Rolle spielen 
könnten.8 Vielmehr gilt es die Veränderungen im Blick zu halten. Die an Stelle 
von Reformen praktizierte "Salamitaktik"9 birgt die Gefahr, daß Entwicklungen 
verschleiert und somit grundsätzlicher Kritik entzogen werden, womit noch 
nicht behauptet ist, dies sei ein Ziel der so agierenden Kriminalpolitik.10 

Die letzte Tagung einer Forschungsgruppe, die sich regelmäßig mit Gesetz-
gebung beschäftigt, trug den bezeichnenden Titel "Das mißglückte Gesetz". 11 

Die Stellungnahmen der Literatur zum Gesetzgebungsstil12 der jüngeren Ver-

3 Karpen, Gesetzeskodifikation, S. 181 ff. und 352. 
4 Krauß, Strafgesetzgebung, S. 184, geht davon aus, daß dies mit dem freiheitlichen 

Selbstverständnis des (Rechts-) Staates einhergeht. 
5 BGBI. I 1989, S. 1059 ff. 
6 BGBI. I 1994, S. 3186 ff. 
7 Vergleiche zum Unterschied zwischen Reformgesetzgebung, deren Ende er 1975 

ansiedelt, und solchen Gesetzesänderungen, die den Namen "Reform" nicht verdienen, 
Richter 1/, Strafgesetzgebung, S. 440 ff. (441 ). 

8 So meint Hettinger, Strafgesetzgebung, S. 403, der eigentliche Grund der Anglei-
chung verschiedener Strafrahmen durch das "Verbrechensbekämpfungsgesetz" (BGBI. I 
1994, S. 3186) sei vielleicht die "Harmonie der Zahlen". 

9 Dencker, Gefährlichkeitsvermutung, S. 266. 
10 Immerhin scheint sich die Erkenntnis, daß eine immer weiter getriebene, stückwei-

se Ergänzung jedenfalls im Strafverfahrensrecht auf Dauer nicht die geeignete Lösung 
darstellt, auch bei der Bundesregierung durchgesetzt zu haben. Auf eine diesbezügliche 
kleine parlamentarische Anfrage antwortete sie nämlich, daß eine Gesamtreform durch 
Bildung einer Großen Strafverfahrensrechtskommission erwogen würde (BT-Drs. 
13/ 2328). 

11 Diederichsen, mißglückte Gesetz, S. 359 ff. 
12 Als Teil des von Naucke, Stil des Rechts, S. 189 ff., beklagten aktuellen Stil des 

Rechts im allgemeinen. 
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gangenheit fallen dementsprechend kritisch, zum Teil sogar polemisch aus. Es 
ist mit Blick auf den Gesetzgeber und seine Arbeit die Rede von "flick-
werkartigen Gesetzesveränderungen", 13 "Rattenfängern", 14 "Gesetzgebungs-
müll", 15 "Kuhhandel"16 und "populistischen Zugriff' auf das Strafrecht. 17 Straf-
gesetzgebung mutiert zu hektischem Aktionismus, orientiert sich an politischen 
Geltungsbedürfnissen und anstehenden Wahlterminen. 18 Die immer wieder be-
klagte Politikverdrossenheit der Bürger mag auch in solcher Gesetzgebung ei-
nen ihrer Gründe finden. 19 

Mit solcher Gesetzgebung umzugehen, muß selbstredend nicht zu der Forde-
rung führen, unter Rückgriff auf derartige Traditionen in der griechischen Anti-
ke,20 schlechte oder verfassungswidrige Gesetzgebung ihrerseits unter Strafan-
drohung zu stellen. 

Versuche einer systematischen Auseinandersetzung mit dem Strafgesetzge-
bungsverfahren in tatsächlicher und normativer Hinsicht bleiben dennoch ver-
einzelt. Hervorzuheben ist in diesem Kontext die Monographie von Noll,21 die 
in den seit der Publikation verstrichenen Jahren ohne Entsprechung geblieben 
ist, ihrerseits jedoch noch aus einer Zeit stammt, in der sich die beschriebene 
Krise wohl erst andeutete. 

Die Bemühungen der Soziologen, etwa Floerecke22 und Lüdemann,23 lassen 
zumeist die notwendige Sensibilität für die strafrechtlichen Detailfragen vermis-
sen. Die professionell-juristische Annäherung leidet, wenn sie von Verfassungs-
oder Verwaltungsjuristen kommt, die mit den Verfahren der Strafgesetzgebung 

13 Freund, Stellungnahme, S. 272, zum geplanten 2. Rechtspflegeentlastungsgesetz, 
vergleichbar das Verdikt von Pestalou;a, Gesetzgebung, S. 2086. 

14 Hassemer, Perspektiven, S. 487, zum OK-Gesetzgeber. 
15 Sonnen, Gesetzgebungs-Müll, S. 13, zur Hauptverhandlungshaft 
16 Schüler-Springorum, Kriminalpolitik, S. 52, zur Demonstrationsgesetzgebung. 
17 Albrecht, Strafrecht im Zugriff, S. 265 ff., zur Erweiterung des Strafrechts auf der 

Basis von- teilweise geschürter- Verbrechensfurcht 
18 Dahs, Superwahljahr, S. 553 ff. 
19 Hili, schlechte Gesetzgebung, S. 513 ff.; Zippelius, Politikverdrossenheit, S. 243; 

Hettinger, Strafrecht als Büttel, S. 2273 und Comelia Peters, Politikverdrossenheit, S. 
198 f. 

20 Vgl. bei Lipsius, Das Attische Recht, S. 382 ff. 
21 Noll, Gesetzgebungslehre, 1973. 
22 Floerecke, Entstehung, 1989 und ders. , Anatomie, 1992. 
23 Besonders die Versuche von Lüdemann, Gesetzgebung, 1986, sich der Materie zu 

nähern, können nur als enttäuschend bezeichnet werden; vgl. dazu die Kritik von Al-
brecht, Buchbesprechung, S. 123 ff. 


	Vorwort
	Inhaltsübersicht
	Inhaltsverzeichnis
	Einleitung

